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Die Entscheidung der CDU/FDP-Bundesregierung, die 
Wehrpflicht auf sechs Monate zu verkürzen, muss nicht zwangs-
läufig zu ihrer Abschaffung führen. Der Zeitpunkt für einen 
solchen Schritt ist vielmehr verpasst. Am Beispiel von vier europä-
ischen Ländern zeigt der Autor, welche Folgen eine Aussetzung 
bringen würde: Die „Aussteiger“ konnten wichtige Politikziele 
nicht realisieren und tappten in eine „Modernisierungsfalle“.

M it dem Ende des Kalten Krieges und den Umbrüchen von 
1989/90 wurde in Europa eine Neugestaltung der Sicher-

heitspolitik notwendig. Diese war und ist mit einer Restrukturie-
rung von Streitkräften verbunden. Dabei ist eine Entwicklung in 
Richtung kleinerer, professioneller Streitkräfte erkennbar. Ausge-
hend von dieser Entwicklung haben immer mehr Mitglieder in 
NATO und EU die Entscheidung getroffen, die Struktur ihrer 
Wehrform den neuen sicherheits- und gesellschaftspolitischen 
Gegebenheiten anzupassen und auf Freiwilligenarmeen umzu-
stellen. Dies hat dazu geführt, dass bereits 17 von 28 NATO-
Mitgliedern sowie 16 von 27 EU-Mitgliedern diesen Schritt 
vollzogen oder Entscheidungen in diese Richtung getroffen 
haben. Jüngstes Mitglied im Kreis dieser Länder ist Schweden, 
das im März 2010 einen entsprechenden Entschluss gefasst hat. 
Insgesamt verzichten 22 von 28 NATO-Ländern und 19 von 27 
EU-Ländern auf die Einberufung von Wehrpflichtigen.

Dem von außen immer stärker zunehmenden Professiona-
lisierungsdruck – verstärkt durch Tendenzen postmoderner 
Organisationsformen, die eindeutig in Richtung Freiwilligenar-
mee weisen – hält die deutsche Wehrpflicht weiterhin stand.

Seit Jahren sucht man in der Bundesrepublik in einer breiten 
politischen Debatte einen Ausweg aus dieser Situation. Ein Ausweg, 
der letztlich dem Professionalisierungsdruck nachgibt, aber auch 
der politisch-historischen Funktion der Wehrpflicht gerecht werden 
soll. Dabei ist zu erkennen, dass der Weg, den die Verbündeten 
gegangen sind, für Deutschland inzwischen kaum mehr gangbar ist. 
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Der ideale Zeitpunkt für die Abschaffung der Wehrpflicht ist aus 
meiner Sicht überschritten. Im Moment kann man geradezu von 
einer „erzwungenen Beibehaltung“ oder auch dem „Wehrpflicht-
Paradox“ sprechen. Erzwungen aus verschiedenen Gründen: Zum 
Ersten deshalb, weil der optimale Punkt einer Aussetzung zu Anfang 
dieses Jahrhunderts verpasst wurde. Zum Zweiten, weil die Lehren 
der Bündnispartner inzwischen eindeutig gegen eine Abschaffung 
sprechen. Zum Dritten, weil die finanzielle Untersetzung einer 
Abschaffung fehlt und viertens die demografische Entwicklung 
dafür spricht, den Rekrutierungspool an Wehrpflichtigen zu erhal-
ten, um die notwendige Sollstärke der Streitkräfte abzusichern.

Gerade die jüngste Vergangenheit, in der innerhalb der neuen 
schwarz-gelben Regierungskoalition ein Kompromiss für 
eine sechsmonatige Wehrpflicht gefunden wurde, zeigt die 
ziel- und planlose Suche nach einem Ausweg. Grundsätzlich 
ist die Entscheidung für die Beibehaltung der Wehrpflicht zu 
begrüßen. Zeigen doch die Erfahrungen der Bündnispartner in 
NATO und EU, dass die negativen Folgen einer Wehrpflicht-
abschaffung oder -aussetzung unterschätzt werden.1 Diese 
negativen Folgen stellen in der international vergleichenden 
Betrachtung der Wehrpflichtabschaffung jedoch nur eine von 
vier Säulen der Legitimation von Wehrpflicht dar. Die anderen 
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Säulen sind die sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen, die 
militärische Bedeutung sowie eine glaubwürdige Kommunika-
tion des Wehrpflichtgedankens.2

Die Bundesrepublik Deutschland ist in der äußerst komfor-
tablen Lage, dass 17 NATO-Länder die Abschaffung der 
Wehrpflicht bereits vorgeführt haben und sie aus den Fehlern, 
die dabei begangen wurden, lernen kann. Auch lassen sich aus 
den Folgen der Wehrpflichtabschaffung zahlreicher Partnerna-
tionen eine Reihe von Implikationen und Indikatoren ablei-
ten, die man auf Deutschland übertragen kann und die zu 
einer fundierten Beurteilung einer Wehrpflichtabschaffung in 
Deutschland beitragen können. Zur besseren Übersichtlich-
keit werden im Folgenden exemplarisch die Länder Frankreich, 
Spanien, Belgien und die Niederlande vorgestellt und unter-
sucht. Die Folgen der Abschaffung der Wehrpflicht werden in 
die drei wichtigsten Bereiche unterteilt: die ökonomischen, die 
militärisch-personellen und die sicherheitspolitisch-operativen 
Auswirkungen auf die Einsatzfähigkeit der Streitkräfte.

�½�L�P�O�P�N�J�T�D�I�F���'�P�M�H�F�O

Die ökonomischen Folgen lassen sich auf drei Bereiche konzen-
trieren: Dies sind zum Ersten die Reduzierung der anteiligen 
Verteidigungsausgaben am Bruttoinlandsprodukt, zum Zweiten 
die Auswirkungen auf die Personalkosten am Verteidigungs-
haushalt und zum Dritten die Einflüsse auf die Höhe des Inves-
titionsanteils am Verteidigungsetat.

�7�F�S�U�F�J�E�J�H�V�O�H�T�F�U�B�U���V�O�E���#�*�1

Im Zeitraum der letzten 20 Jahre verringerte sich der Anteil 
der Verteidigungsausgaben, gemessen am jeweiligen BIP, in 
den hier betrachteten Staaten um etwa 50 Prozent. Dies war 
allerdings nicht nur eine Folge der Wehrpflichtabschaffung. 
In allen Ländern gingen die Wehrpflichtabschaffung und 
eine weitreichende Streitkräftereduzierung Hand in Hand. 
So lassen sich die ökonomischen Folgen der Wehrpflichtab-
schaffung nur zusammen mit bestimmten innenpolitischen 
sowie außenpolitischen Herausforderungen der einzelnen 
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Länder betrachten. Zu nennen ist hier vor allem der politi-
sche Druck, der in Verbindung mit der neuen sicherheitspo-
litischen Lage, dem Wegfall der territorialen Bedrohung und 
dem Siegeszug des Arguments der Friedensdividende zu einer 
deutlichen Reduzierung der Verteidigungsausgaben führte. 
Andere außenpolitische Herausforderungen, wie die Errich-
tung der europäischen Wirtschafts- und Währungsunion und 
ihrer Maastrichtkriterien, beeinflussten die Änderungen der 
Verteidigungsausgaben ebenfalls.

�1�F�S�T�P�O�B�M�L�P�T�U�F�O���V�O�E���7�F�S�U�F�J�E�J�H�V�O�H�T�F�U�B�U

Der zweite Kernbereich umfasst die Veränderungen der Perso-
nalkosten und deren interne Verteilung im jeweiligen Vertei-
digungsetat. Substituiert man bei gleichzeitiger Beibehaltung 
des Umfangs der Streitkräfte die Wehrpflichtigen mit Freiwil-
ligen, kommt es unmittelbar zu einer Erhöhung der Personal-
ausgaben, einschließlich Pensionszahlungen und Sozialabgaben. 
Unter Verwendung des Kostenschlüssels der Gates-Kommission3 
führen 10 Prozent Personalverstärkung zu 7,5 Prozent Kostener-
höhung und umgekehrt. Die Personalreduzierung, die alle hier 
untersuchten Länder vorgenommen haben, hat – bei in drei von 
vier Fällen gestiegenen Personalkosten – auch zur Verringerung 
der Verteidigungsausgaben insgesamt geführt. Dafür musste die 
Reduzierung aber in erheblichem Umfang stattfinden. Im Fall 
Deutschlands würde das bedeuten, dass die Bundeswehr mit 
einer Stärke von derzeit 252.500 Wehrpflichtigen und Freiwil-
ligen als „Freiwilligenarmee“ auf 210.000 Mann reduziert 
werden müsste, um wenigstens eine minimale Absenkung der 
Personalausgaben erreichen zu können.4

�*�O�W�F�T�U�J�U�J�P�O�T�B�O�U�F�J�M���V�O�E���7�F�S�U�F�J�E�J�H�V�O�H�T�F�U�B�U

Untersuchungen haben gezeigt, dass sich die Hoffnung, durch 
eine Wehrpflichtabschaffung zu einer Mittelfreisetzung und 
damit zu einer Erhöhung der Investitionsquote kommen zu 
können, nicht erfüllt. In Tabelle 1 sind die Ergebnisse aller vier 
untersuchten Länder in Daten und Zahlen zusammengefasst.
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Mit der Entscheidung zur Aussetzung bzw. Abschaffung der 
Wehrpflicht und den damit verbundenen Entwicklungen gingen 
in allen Staaten radikale Reduzierungen der Streitkräfte einher. So 
haben die Niederlande seit 1990 ihre Streitkräfte fast halbiert, von 
104.000 Soldaten und einer Wehrpflichtrate von 45 Prozent im Jahr 
1990 auf eine Sollgröße von 50.500 Soldaten im Jahr 2008. Damit 
verbunden war eine Halbierung des Anteils an Berufssoldaten und 
eine Verdoppelung des Bedarfs an Zeitsoldaten. Ähnliche Entwick-
lungen sind in Frankreich, Belgien und Spanien zu verzeichnen.

Fällt diese Reduzierung der Streitkräfte mit einer abrupten Ausset-
zung der Wehrpflicht zusammen, so steht man vor einem struk-
turellen Problem: Die Streitkräfte besitzen dann einen zu großen 
Anteil an vertraglich langfristig gebundenen Berufssoldaten oder 
Zeitsoldaten. Diese können in der Regel nicht entlassen werden, 
womit notwendige Neueinstellungen mittelfristig nur die Gruppe 
der kurzdienenden Zeitsoldaten oder Mannschaftsdienstgrade 
betreffen. Dies führt zu einem signifikanten Anstieg des Alters-
durchschnitts und zu einer Erhöhung der Personalkosten aufgrund 
der höheren Löhne älterer Soldaten.

Auch im Bereich der Anforderungen an das künftige Personal 
der Streitkräfte müssen Zugeständnisse gemacht werden. Dies 
beginnt beispielsweise in Spanien mit der Staatsbürgerschaft, geht 
über das Lebensalter und endet bei den physischen und psychi-
schen Voraussetzungen. So ist der Anteil der ausländischen Solda-
ten in den aktiven spanischen Streitkräften auf sieben Prozent 
gestiegen, was in etwa dem Ausländeranteil in der spanischen 
Bevölkerung entspricht. Dabei handelt es sich insbesondere um 
Bewerber aus dem hispano-amerikanischen Raum. Das Höchstal-
ter für Bewerber wurde von 26 auf 28 Jahre heraufgesetzt; die 

Spanien Niederlande Frankreich Belgien
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sportlichen Anforderungen gesenkt, Abstriche bei den gesund-
heitlichen Voraussetzungen, wie z. B. Sehstärke, gemacht und der 
zu erreichende Wert des Intelligenzeingangstests unter den der 
durchschnittlichen spanischen Bevölkerung gesenkt.5

Damit werden die Rekrutierungsprobleme jedoch nicht 
vollständig gelöst: Die Deckung des Personalbedarfs wurde z. B. 
in den Niederlanden als Gradmesser des Erfolgs der Umstellung 
auf eine Freiwilligenarmee angesehen. Direkt nach Aussetzung der 
Wehrpflicht war die Situation noch recht zufriedenstellend. Aber 
bereits ab 1999 konnten nur noch 85 Prozent des Bedarfs gedeckt 
werden. Es wurde daraufhin eine Reihe von Maßnahmen getrof-
fen, die auf ein positiveres Image der Armee als Arbeitgeber, bessere 
interne Kommunikation sowie den verstärkten Kontakt zu Jugend-
lichen zielten. Ab 2002 konnten dank dieser Maßnahmen wieder 
genügend Bewerber gefunden werden. Dabei nehmen die Nieder-
lande bewusst in Kauf, dass manche Einheiten nicht vollständig 
besetzt sind. Hinzu kommt, dass es im Bereich der Berufssoldaten 
vermehrt zu Kündigungen gekommen ist und vor allem bei Spezia-
listen (Techniker, Piloten) ein deutlicher Personalmangel herrscht.

In Spanien gab es direkt nach Aussetzung der Wehrpflicht 
massive Rekrutierungsprobleme. Die Umstrukturierungspläne 
von Regierungschef Aznar sahen noch 1996 einen Streitkräfte-
umfang von insgesamt 168.000 Mannschaften, Offizieren und 
Unteroffizieren vor. Bereits drei Jahre später einigten sich die 
konservative Partido Popular und die katalanische Convergèn-
cia i Unió (CiU) aufgrund von Rekrutierungsproblemen sowie 
infolge von Haushaltszwängen auf eine Obergrenze von 102.000 
Mannschaften und 48.000 Offizieren und Unteroffizieren. 
Diese Zahlen wurden jedoch nie erreicht. Um einen Personal-
bestand von wenigstens 90.000 Soldaten zu erhalten, müssten 
jährlich ungefähr 15.000 Soldaten neu rekrutiert werden.

�4�J�D�I�F�S�I�F�J�U�T�Q�P�M�J�U�J�T�D�I���P�Q�F�S�B�U�J�W�F���'�P�M�H�F�O

Alle hier untersuchten Länder haben schnell nach Eintreten der 
sicherheitspolitischen Veränderungen von 1989/90 ihre entspre-
chenden Ziele neu definiert und konzeptionell unterlegt. Dabei kam 
es allen auf eine Erhöhung der Effektivität des Einsatzes ihrer Streit-
kräfte in Verbindung mit einer zunehmenden Internationalisierung 
des Einsatzraumes ihrer Soldaten an. Die Anzahl jederzeit auch im 
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Ausland verwendbarer Soldaten sollte durch die Abschaffung der 
Wehrpflicht erhöht werden. Alle Länder haben den Schluss gezogen, 
dass die Wehrpflicht nicht mehr die geeignete Form der Wehrstruktur 
ist, um auf die geänderten sicherheitspolitischen Rahmenbedin-
gungen und die damit verbundenen Einsätze zu reagieren.

So auch Frankreich: Ziel von Präsident Chirac war es, durch 
Aufstellung der Freiwilligenstreitkräfte von den zukünftig 257.000 
Soldaten mindestens 50.000 außerhalb der Landesgrenzen einset-
zen zu können und nicht wie bisher nur 10.000. Durch eine 
Freiwilligenarmee wollte man dem Anspruch einer postkolonialen 
Großmacht, nationalen Interessen auch mit militärischen Mitteln 
Gehör zu verschaffen, nachkommen. Frankreichs Interventionsfä-
higkeit sollte durch die Aufstellung einer reinen Freiwilligenarmee, 
bestehend aus einsatznah trainierten, hoch professionellen und 
spezialisierten Soldaten, gestärkt werden. Dabei verfolgte Frank-
reich das Ziel, die Einsatzkapazitäten der USA oder Großbritanni-
ens zu erreichen. Im Moment ist man mit etwa 12.000 Soldaten 
in insgesamt 16 verschiedenen internationalen Einsätzen präsent. 
Eine wirklich signifikante Steigerung ist dabei nicht zu erken-
nen. Ausgehend von einer aktuellen Gesamtstärke von ungefähr 
270.000 Soldaten (ohne Gendarmerie) hat man mit 12.000 
Männern und Frauen einen Prozentsatz ähnlich dem der Bundes-
wehr, nämlich ca. vier Prozent, international im Einsatz.

Auch in Spanien spielte die absehbare verstärkte Teilnahme an 
internationalen Einsätzen eine wichtige Rolle bei der Entscheidung 
für die Umstellung auf eine Freiwilligenarmee. In deren Folge sollte 
eine Reihe von kleineren, flexiblen Eingreifverbänden mit hoher 
Verfügungsbereitschaft aufgestellt werden. Von den gegenwärtig 
120.000 aktiven spanischen Soldaten (Fuerzas Armadas Españolas) 
sind derzeit 2.500, das entspricht ungefähr zwei Prozent, in insge-
samt acht Einsätzen unter Mandaten der Europäischen Union, der 
Nato sowie unter Leitung der Vereinten Nationen tätig. Spanien 
will damit seinen Beitrag zu den Bündnisverpflichtungen beitra-
gen, leistet jedoch, prozentual am Anteil seiner Gesamtstreitkräfte 
gemessen, keinen größeren Anteil als die Bundesrepublik.

Was die Niederlande anbelangt, so betreiben diese personell 
und materiell eine sehr aktive Politik der Teilnahme an internatio-
nalen Einsätzen. Augenblicklich sind sie mit 2.000 Männern und 
Frauen in insgesamt zwölf Einsätzen präsent. Ihr Anteil an aktiven 
Soldaten im Auslandseinsatz, gemessen an der Gesamtstärke der 
aktiven Streitkräfte von 65.000 Soldaten, liegt somit bei ungefähr 
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drei Prozent. Auch dies ist kein großer Unterschied des relativen 
internationalen Beitrages der Freiwilligenarmee der Niederlande 
zur Wehrpflichtarmee der Bundesrepublik Deutschland. Auch in 
Belgien wird die Drei-Prozent-Marke nicht erreicht.
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Betrachtet man die Erfahrungen der hier untersuchten Länder und 
fasst die Folgen der Abschaffung oder Aussetzung der Wehrpflicht 
in den 17 NATO-Ländern, die diesen Schritt seit 1990 bereits 
gegangen sind, zusammen, ergeben sich in Bezug auf die Bundes-
republik Deutschland folgende Schlussfolgerungen:

– Die Erfahrungen zeigen, dass, wenn die Wehrpflicht ausgesetzt 
wird, die Folgen hieraus nur eingeschränkt reversibel sind. Eine 
einfache Wiedereinführung birgt zudem ein hohes gesellschaft-
liches sowie außen- und innenpolitisches Konfliktpotenzial. 
Darüber hinaus gibt es kein einziges Land, das nach Ausset-
zung der Wehrpflicht diese inzwischen wieder eingeführt hat.

– Die Aussetzung sollte langsam und über verschiedene Stufen der 
Nichteinberufung von Jahrgängen vonstattengehen, um nicht 
Struktur und Personal der Streitkräfte zu überfordern. In der 
Regel dürfte dieser Zeitraum drei bis sechs Jahre betragen. Eine 
Ad-hoc-Aussetzung würde Deutschland in die gleiche Moder-
nisierungsfalle geraten lassen wie die europäischen Partner.

– Darüber hinaus sollte mindestens drei Jahre vor der Einbe-
rufung des letzten Grundwehrdienstleistenden das Rekrutie-
rungssystem vollständig auf die Gewinnung von freiwilligen, 
jungen, ungedienten Männern (und Frauen) umgestellt 
werden und auf Werbung aus der Truppe heraus so früh wie 
möglich verzichtet werden. Alles andere würde mit großer 
Wahrscheinlichkeit zu Nachwuchsproblemen führen, weil 
nicht ausreichend Personen rekrutiert werden könnten.

Frankreich Spanien Niederlande Belgien Deutschland
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– Die externe Rekrutierung wird sehr wahrscheinlich eine Reihe 
innovativer Konzepte des Marketings und den Aufwand 
erheblicher finanzieller Mittel erfordern.

– Nach Aussetzung der Wehrpflicht kann es zu einer Art „Spirale 
nach unten“ kommen. Wenn die Streitkräfte nicht in der 
Lage sind, relativ rasch alle dann für Freiwillige bestehenden 
Dienstposten zu besetzen und nachzubesetzen, ist es sehr 
wahrscheinlich, dass es über die Jahre einen enormen haushal-
terischen und politischen Druck geben wird, die Planungs-
stärke an die reale Stärke der Streitkräfte anzupassen. Hinzu 
kommt, dass besonders im Bereich der unteren Dienstgrade 
ein enormer Personalbedarf entstehen würde.

– Mit Aussetzung der Wehrpflicht wird es aller Voraussicht nach 
zu weiteren Standortschließungen oder zumindest zu Diskus-
sionen hierüber kommen. Gleichzeitig sollten die Infra-
struktur betreffende Veränderungen vorgenommen oder die 
Vorschriften zur Unterbringung von Zeitsoldaten geändert 
werden. Hintergrund ist die Erkenntnis, dass Freiwilligen rein 
infrastrukturell andere Bedingungen geboten werden müssen 
als Grundwehrdienstleistenden.

– Es ist wichtig, dass das Meinungsbild innerhalb der Gesellschaft 
zur Entscheidung einer Wehrpflichtaussetzung oder -abschaffung 
kongruent ist. Zugleich ist mit einem zunehmenden Desinter-
esse an Fragen des Militärs und der Sicherheitspolitik zu rechnen. 
Dementsprechend muss es auch nach Aussetzung zu einer Inten-
sivierung der Kommunikation über Sinn, Zweck, Inhalte und 
Ziele einer Freiwilligenarmee Bundeswehr kommen.

– Die Erfahrungen der europäischen Partnerländer zeigen, dass es 
zu einer Verringerung der anteiligen Verteidigungsausgaben nur 
kommen wird, wenn bei Aussetzung der Wehrpflicht gleich-
zeitig eine radikale Verringerung des Personalbestandes der 
Armee vorgenommen würde. Das Reduzierungsvolumen kann 
man mit etwa 20 Prozent beziffern. Das heißt, eine Bundeswehr, 
bestehend aus Freiwilligen, sollte demnach maximal 200.000 
bis 210.000 Freiwillige umfassen, wenn der Effekt der absoluten 
und prozentualen Verringerung (am BIP) wirksam werden soll.

– Gleiches gilt für die angestrebte Erhöhung des inves-
tiven Anteils am Verteidigungshaushalt. Auch hier zeigt der 
Vergleich, dass dies nur umgesetzt werden kann, wenn im 
gleichen Atemzug durch die Verringerung der Bundeswehr 
erhebliche Personalkosten eingespart würden.
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Der Professionalisierungsdruck, verbunden mit der Entschei-
dung der schwarz-gelben Bundesregierung für eine weitere 
Verkürzung der Wehrpflicht auf sechs Monate, führt nicht 
zwangsläufig zur Aussetzung der Wehrpflicht in der Bundes-
republik Deutschland. Es ist kein Einstieg in den Ausstieg. 
Die dargestellten Folgen der Wehrpflichtabschaffung in vier 
europäischen Ländern haben gezeigt, dass die Partnernationen 
im Zuge der Abschaffung der Wehrpflicht in eine „Modernisie-
rungsfalle“ getappt sind. Diese hat sich immer dann aufgetan, 
wenn, von vermeintlichen nationalen Interessen getrieben, die 
Wehrpflicht in Ad-hoc-Aktionen ausgesetzt wurde. Dies legt 
die Vermutung nahe, dass es eine kontrollierte Abschaffung von 
Wehrpflicht, die auf einem breiten politischen Konsens basiert, 
zumindest im hier betrachteten europäischen Raum, nicht 
gibt. Das Thema Wehrpflicht wurde vielmehr von einzelnen 
politischen Lagern instrumentalisiert, um dadurch bestimmte 
Zielgruppen, speziell die durch eine Abschaffung betroffenen 
jungen Menschen, für sich zu gewinnen.

In Deutschland ist der ideale Punkt einer Abschaffung der 
Wehrpflicht bereits überschritten. Ein solches Vorhaben würde 
gegenwärtig misslingen. Zu viele Indikatoren sprechen dagegen. 
Die wichtigsten sind: die sich andeutende demografische 
Entwicklung der deutschen Bevölkerung, die fehlende finan-
zielle Untersetzung einer Abschaffung, die Negativerfahrun-
gen der Bündnispartner sowie die überschrittene Schwelle des 
Beginns der Streitkräftereformen. Natürlich ist eine Abschaf-
fung der Wehrpflicht auch in Deutschland noch theoretisch 
möglich. Sie würde aber lediglich den Effekt haben, dass eine 
starke Umfangreduzierung der Streitkräfte erforderlich wäre 
und zahlreiche kostenintensive Maßnahmen der Nachwuchs-
gewinnung eingeführt werden müssten. Dem stünde jedoch 
kein spürbarer Zugewinn bei Einsatzgestellungen und bei der 
Erfüllung eingegangener Bündnisverpflichtungen gegenüber. 
Dies ist auch mit der im Augenblick durchgeführten Ausge-
staltung und Umsetzung der Wehrpflicht in Deutschland 
möglich. Welches Gut in Abwägung der aufgezeigten Folgen 
in welcher Form gewichtet wird, das ist letztlich eine Frage der 
politischen Klugheit.
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